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Ein neues Band: armutserfahrene Menschen und Landwirt*innen arbeiten 

zusammen  

Es war ein besonderes Beispiel für gesellschaftlichen Zusammenhalt: Landwirt*innen 

und Menschen mit Armutserfahrung setzten sich Hand in Hand für die Umsetzung 

des Menschenrechts auf gesundes und nachhaltig produziertes Essen für alle ein. 

Staaten sind völkerrechtlich dazu verpflichtet, unter Ausschöpfung all ihrer Möglich-

keiten Maßnahmen zu treffen, um dieses Recht zu verwirklichen. Dies gilt auch für 

Deutschland. Probleme und Lösungswege wurden gemeinsamen mit Bundestagsab-

geordneten von CDU, Bündnis 90 / Die Grünen und Die Linke diskutiert. 

 Die Kernergebnisse des Tages 

1. Das Recht auf Nahrung umsetzen, bedeute soziale Teilhabe und einen Ausbau 

der zivilgesellschaftlichen Beteiligung in der Landwirtschafts- und Ernäh-

rungspolitik. Es sei ein menschenrechtliches Grundprinzip, diejenigen Bevölke-

rungsgruppen politisch zu priorisieren, die am stärksten an den Rand der Ge-

sellschaft gedrängt und am stärksten von politischen Entscheidungen betroffen 

sind. Im Bereich Landwirtschaft und Ernährung müssten daher Menschen mit 

Armutserfahrung sowie Menschen aus der bäuerlichen Landwirtschaft und der 

handwerklichen Versorgung wirkungsvoll in politische Entscheidungsprozesse 

einbezogen werden.  

2. Die Berechnungsmethode zur Ermittlung der Regelsätze für die Grundsiche-

rung müsse bedarfsorientiert gestaltet werden. Die Regelsätze müssten ein re-

alistisches Existenzminimum gewährleisten, das gesellschaftliche Teilhabe er-

möglicht und sicherstellt, dass für Regelsatzempfangende eine gesunde, ökolo-

gische und faire Ernährung nach den Standards der Deutschen Gesellschaft für 

Ernährung möglich ist. Dazu gehöre auch eine zeitnahe, kontinuierliche Anpas-

sung der Regelsätze an die Inflation und die Realausgaben. 

3. Durch die Marktdominanz großer Einzelhandelskonzerne seien Landwirt*in-

nen in vielen Fällen gezwungen, ihre Produkte unter Erzeugungskosten zu ver-

kaufen. Dieses Verlustgeschäft gefährde die Existenz der bäuerlichen Landwirt-

schaft in Deutschland. Daher brauche es die scharfe Umsetzung des Agrarorga-

nisationen-und-Lieferketten-Gesetzes zur Bekämpfung von unlauteren Han-

delspraktiken zwischen Käufer und Lieferant. 



4. Der Bürgerrat des Deutschen Bundestages “Ernährung im Wandel”, dessen 

Zusammensetzung per mehrstufigem Zufallsverfahren die Gesellschaft mög-

lichst gut abbilden sollte, wurde 2023-2024 durchgeführt. In einem demokrati-

schen, wissenschaftlich begleiteten Verfahren in Zusammenarbeit mit der Bun-

desregierung erarbeiteten die Teilnehmenden neun Empfehlungen. Bislang 

wurden diese nicht umgesetzt. Daher sollten nun für die einzelnen Maßnahmen 

konkrete Gesetzesentwürfe zwischen Bürger*innenrat und Politik erarbeitet 

werden, über die der Bundestag abstimmt. 

5. Die Empfehlung des Bürgerrates, kostenfreies und gesundes Mittagessen 

bundesweit an Kitas und Schulen für alle Kinder und Jugendlichen täglich be-

reitzustellen, solle priorisiert werden. Dies sei ein großer Hebel für die Bekämp-

fung von Ernährungsarmut. Gleichzeitig biete die öffentliche Beschaffung das 

Potenzial neuer Absatzmärkte und einer besseren Planungssicherheit für die 

bäuerliche Landwirtschaft. 

6. Der Bürger*innenrat solle zu einem dauerhaften nationalen Ernährungs-

rat ausgeweitet und institutionalisiert werden. Durch ein menschenrechtsba-

siertes Auswahlverfahren sollten die Stimmen der politisch besonders Betroffe-

nen und gleichzeitig am stärksten Marginalisierten gesondertes Gewicht erhal-

ten. 

7. Die Ernährungsstrategie der Bundesregierung solle konsequent und in ress-

ortübergreifender Zusammenarbeit umgesetzt werden. 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 



Zusammenhalt statt Spaltung – Anfangsplädoyers für gutes Essen für Alle 

 

Abbildung 1: "Jeder Mensch hat das Recht auf gutes Essen", v.l.: Jan Dreier (FIAN Deutschland), Anna-

Lena Guske (Diakonie), Stig Tanzmann (Brot für die Welt) bei ihren Grußwörtern. 

“Wir brauchen Bündnisse zwischen Gruppen, die sonst eher weniger in direkten Kon-

takt kommen, aber gemeinsame Interessen haben”, eröffnete Jan Dreier von FIAN 

Deutschland die Tagung, an der etwa 100 Personen teilnahmen. Für ihn setzten die 

anwesenden Menschen mit Armutserfahrung, aus Landwirtschaft und Versorgung, 

Wissenschaft und Zivilgesellschaft sowie aus der Politik, mit der Veranstaltung ein 

Zeichen für gesellschaftlichen Zusammenhalt: “Wir zeigen, dass wir miteinander re-

den, statt übereinander. Dass wir hinhören und die Lebenswelt unseres Gegenübers 

verstehen wollen. Dass das die Art und Weise ist, wie wir politische Lösungen erarbei-

ten können, die für alle gut sind”. Sein Grußwort schloss er mit dem Appell, die aus-

gelegte europäische Bürger*innen-Initiative zu unterzeichnen: “Lasst uns das Recht 

auf gutes Essen für alle normalisieren!”. 

Anna-Lena Guske von der Diakonie schloss sich Dreier in ihrem Grußwort an. “Die-

ses Thema ist zu wichtig, um es nicht gemeinsam anzugehen.” Ernährungsarmut sei 

eine Realität – auch in Deutschland. “Viele Menschen erleben tagtäglich, dass das Geld 

nicht reicht, um sich gesund, ausgewogen und ausreichend zu ernähren.” Die Folgen 

seien tiefgreifend für Gesundheit, gesellschaftliche Teilhabe, Würde und Lebensquali-

tät. Umso wichtiger für Guske, dass bei der Veranstaltung nicht nur über Probleme 

gesprochen würde, sondern Erfahrungen geteilt und Lösungsperspektiven sichtbar 

gemacht würden. 

https://eci.ec.europa.eu/053/public/#/screen/home


Brot für die Welt-Referent für Landwirtschaft und Ernährung, Stig Tanzmann, sprach 

wohl das aus, was viele dachten, als er das Wort ergriff. “Man könnte sich ja die Frage 

stellen, was macht Brot für die Welt bei einer Veranstaltung mit Fokus auf die nationale 

Ebene?”.  Seine etwas provokative Frage beantwortete er denn auch gleich selbst. So 

habe die Tagung auch für die internationale Zusammenarbeit eine große Bedeutung, 

sei die nationale Umsetzung des Rechts auf Nahrung doch die Verantwortung aller 

Staaten, nicht nur der im Globalen Süden. “Auch Deutschland ist dazu verpflichtet”, 

erinnerte er die Bundesregierung. Mit dem Fokus auf die Verwirklichung des Men-

schenrechts auf Nahrung leiste die Veranstaltung daher einen wichtigen Beitrag für 

die Stärkung des Völkerrechts.  

Der ganzheitliche Blick - Ernährungsgerechtigkeit  

 

Abbildung 2: "Alle Staaten, auch Deutschland, sind dazu verpflichtet, das Maximum der verfügbaren 

Ressourcen einzusetzen, um das Recht auf Nahrung zu verwirklichen", Michael Windfuhr (Deutsches 

Institut für Menschenrechte) in seinem Vortrag. 

Der erste Beitrag nach den Grußworten gehörte Michael Windfuhr, stellvertretender 

Direktor des Deutschen Instituts für Menschenrechte. “Agrarpolitik, Sozialpolitik 

und Gesundheitspolitik. Das müssen wir alles zusammendenken”, begann Wind-

fuhr seinen Vortrag über Ernährungsgerechtigkeit. Für alle Politikfelder gebe es inter-

national verabschiedete Instrumente zur Umsetzung der nachhaltigen Transforma-

tion der Ernährungssysteme. Darunter die Leitlinien zur Umsetzung des Rechts auf 



Nahrung oder die Erklärung über die Rechte von Kleinbäuer*innen. Laut Windfuhr 

sollte die Bundesregierung diese nutzen. Zumal Deutschland, wie auch alle anderen 

Staaten, dazu verpflichtet sei, das Maximum der verfügbaren Ressourcen einzusetzen, 

um für alle Menschen dauerhaft Zugang zu ausreichender, gesunder, kulturell ange-

messener und nachhaltig produzierter Nahrung zu gewährleisten.  

Zentral für diesen menschenrechtlichen Ansatz von Ernährungsgerechtigkeit sei das 

Prinzip der Partizipation. “Der politische Fokus muss auf denen liegen, die am stärks-

ten von Agrar- und Ernährungspolitik betroffen sind - Menschen mit Armutserfah-

rung sowie Menschen aus Landwirtschaft und Versorgung”, erklärte Windfuhr. Die 

Schlussfolgerung für die Politik lieferte er gleich mit: ”Wenn wir Politik machen wol-

len, die allen Akteur*innen im Ernährungssystemen zu Gute kommt, müssen wie diese 

Gruppen an der Gestaltung beteiligen.” 

Für sein Resümee richtete sich Windfuhr direkt an die Teilnehmenden: “Zwei zentrale 

Diskurse müssen verändert werden”, leitete er ein. “Erstens müssen wir dahin kom-

men, dass die Menschenwürde das selbstverständliche Nonplusultra ist. Die Men-

schenrechte sind uns schließlich angeboren. Niemand muss sie sich erstmal irgendwie 

verdienen”. Mit seinem zweiten Punkt sprach er vor allem zur Politik. “Das Narrativ, 

dass die deutsche Wirtschaft an der Bürokratie krankt, wird fälschlicherweise genutzt, 

um Umweltschutz- und Menschenrechtsstandards abzubauen. Das ist heuchlerisch 

und unverantwortlich”.  Bürokratieabbau in einigen Bereichen könne Sinn machen. 

Doch wenn dies zur Verletzung von Menschenrechten führe, sei das ein Bruch des 

Völkerrechts. “Wir sollten stattdessen eine Positiverzählung rund um sinnvolle Regu-

lierung aufbauen. Schließlich bedeutet die Stärkung von Umwelt- und Klimaschutz 

auch den Erhalt der Zukunft”.    



Ernährungs(un)gerechtigkeit konkret - Bericht aus erster Hand 

 

Abbildung 3: „Während sich Menschen mit Armutserfahrung gesunde Lebensmittel nicht leisten kön-

nen, ist das Preis-Leistungsverhältnis von Produktion und Verkauf in der Landwirtschaft eine Katastro-

phe. Bei Renteneintritt bleibt da auch nur Hilfe durch die Sozialgesetzgebung", Renate Antonie Krause 

(Nationale Armutskonferenz) in ihrer Rede. 

Nach dem Motto, vom Normativen zum Wirklichen, gehörte der nächste Auftritt Re-

nate Antonie Krause, Mitglied des Koordinierungskreises der nationalen Armutskon-

ferenz (nak) und selbst armutserfahren. 45 Jahre lang war sie berufstätig. Trotzdem sei 

sie auf Sozialleistungen angewiesen, da ihre Rente zum Leben nicht reiche. Bei dem 

Sparzwang sei gerade für eine gesunde Ernährung nicht genug Geld im Portemon-

naie. Ernährungsarmut sei in Deutschland weit verbreitet und das System so fehler-

haft, dass selbst 38 Prozent der Tafeln einen Aufnahmestopp oder Wartelisten hätten.  

Während Verbraucher*innen sich gesunde Lebensmittel nicht leisten könnten, seien 

Landwirt*innen durch die Marktdominanz von Rewe, Schwarz-Gruppe (Lidl und 

Kaufland), Edeka und Aldi und die daraus folgende Position als Alleinabnehmer dazu 

gezwungen, ihre Produkte zu Dumpingpreisen zu verkaufen. “Ich habe 15 Jahre eh-

renamtlich auf einem Demeter-Bauernhof mitgearbeitet. Das Preis-Leistungsverhält-

nis von Produktion und Verkauf ist eine Katastrophe. Von dem, was auf den Höfen 

erwirtschaftet wird, bleibt bei Renteneintritt auch nur Hilfe durch die Sozialgesetzge-

bung”, zog sie die Parallele zu ihrer eigenen Situation.  

“Das alles ist furchtbar ungerecht”, fasste sie zusammen. Dann folgte ein Schwall an 

Optimismus. “Deshalb müssen wir völlig neue Vorstellungen entwickeln und Ag-

rarökologie praktizieren. Und die Politik muss mitmachen! Denn diese Ideen, die so-

ziale Gerechtigkeit mit ökologischer Nachhaltigkeit verbinden, werden ja schon 



vielfach umgesetzt”, verkündete Krause. So gebe es Hofläden, Einkaufsgenossenschaf-

ten, Solidarische Landwirtschaft, Crowdfarming und unzählige weitere Beispiele. 

Doch bei alldem dürfe nicht vergessen werden, dass viele Menschen dazu keinen fi-

nanziellen Zugang haben. “Als allererstes muss eine Erhöhung der Sozialleistungen 

verankert werden, die angepasst ist an die hohen Inflationsraten der letzten 3 Jahre!” 

schloss Krause daher ihren Redebeitrag. Dies sei die wichtigste Voraussetzung für die 

Verwirklichung des Rechts auf gesunde und nachhaltig produzierte Nahrung für alle.  

Die Realität auf den Höfen - eine bäuerliche Perspektive 

 

Abbildung 4: "Schätzungen für meine Rente liegen bei 560 €. Spätestens hier kommen unsere Gruppen 

wieder zusammen. Wir müssen Armut und die wirtschaftlichen Notwendigkeiten von Bäuer*innen zu-

sammendenken", Bernd Schmitz (Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft) in seiner Rede. 

Bernd Schmitz, Landwirt in der Nähe von Bonn und stellvertretender Bundesge-

schäftsführer der Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft knüpfte in seinem 

Beitrag direkt an Krauses Ausführungen zum Lebensmitteleinzelhandel an. “Schon 

2009 hat das Kartellamt von massivem Marktungleichgewicht gesprochen und die 

Monopolkommission hat vor kurzem diese Sichtweise noch einmal bestätigt.” Die Ag-

rarpolitik habe bisher immer suggeriert, dass nur Wachstum die notwendigen Kosten-

vorteile sichere und damit die Zukunft der Betriebe sein würde. Wettbewerbsfähigkeit 

sei der Slogan der EU-Agrarpolitik.  

Was dieses Mantra konkret für die Bäuer*innen bedeute, veranschaulichte Schmitz an 

einem Beispiel aus seiner eigenen Lebenswelt. “Mein Nachbar hat das so auch versucht 

und irgendwann fünf Mal so viele Tiere wie wir gehalten. Aber das drastische 



Auseinanderklaffen von Kosten und erzielbaren Erlösen bei Milch und Getreide hat 

er nicht verhindern können und der Betrieb wurde mittlerweile abgewickelt”. Der 

Druck auf Landwirt*innen sei enorm. Schmitz zufolge sei es eine erschreckende Ent-

wicklung, dass nicht mehr der Rücken, sondern psychische Erkrankungen das 

Krankheitsbild Nummer eins in der Landwirtschaft darstellten. 

Mit dem Blick auf Krause gerichtet, bestätigte er, dass sich die Schätzungen für seine 

Rente auf 560€ belaufen – also unterhalb der Regelsätze für die Grundsicherung – und 

es unter den wirtschaftlichen Bedingungen der Höfe nicht möglich ist, eine ergän-

zende Kapitalrücklage zu bilden. Weiter zu Krausen schauend, sagte er: “Spätestens 

an der Stelle kommen unsere beiden Gruppen wieder zusammen. Daher braucht es 

dringend unsere gemeinsamen Überlegungen, wie wir Armut auf der einen Seite und 

die wirtschaftlichen Notwendigkeiten der bäuerlichen Betriebe auf der anderen zu-

sammen denken können”.   

Gesundheit des Menschen und des Planeten - der wissenschaftliche Blick 

 

Abbildung 5: "Unser aktuelles Ernährungssystem verursacht Folgekosten in den Bereichen Umwelt, 

Klima und Gesundheit, die insbesondere Landwirt*innen und armutserfahrene Menschen belasten", 

Claudia Hunecke (Potsdam Institut für Klimafolgenforschung) in ihrem Vortrag. 

Von der nationalen Ebene zoomte Claudia Hunecke, Wissenschaftlerin am Potsdam-

Institut für Klimafolgenforschung, in ihrem Vortrag auf die globale Ebene heraus. 

Sie begann mit den Zusammenhängen zwischen dem Klimawandel und Landwirt-

schaft und Ernährung. “Das momentane Ernährungssystem ist global für ein Drittel 

aller Treibhausgasemissionen verantwortlich”, erklärte sie. Außerdem trage unser 



Ernährungssystem erheblich zum Überschreiten der planetaren Grenzen in den Be-

reichen Landnutzung, Verlust der Biodiversität, Wasserverfügbarkeit, Stickstoff- und 

Phosphor und dem Eintrag neuartiger Stoffe bei. Jenseits dieser Grenzen sei die Stabi-

lität der Lebensräume für Menschen und andere Arten gefährdet. “Unsere momentane 

Ernährung schadet der Umwelt, führt zu Übergewicht, ernährungsbedingten Krank-

heiten wie Diabetes und anderen chronischen Erkrankungen und verursacht Folge-

kosten, die insbesondere Landwirt*innen und armutserfahrene Menschen belasten”, 

fasste Hunecke ihre Analyse zusammen.  

Hier setze die Planetary Health Diet an. Sie sei ein Speiseplan, wie wir die Weltbevöl-

kerung innerhalb der planetaren Grenzen gesund ernähren könnten. Für Deutschland 

bedeute das vor allem deutlich mehr Obst und Gemüse, Umstellung auf Vollkornge-

treide, der verstärkte Verzehr von ungesättigten Fettsäuren und Hülsenfrüchten sowie 

eine starke Verringerung des Konsums von Fleisch, Eiern und Milchprodukten. “So 

könnten wir die Treibhausgasemissionen aus der Landwirtschaft deutlich verringern, 

und einen Rückgang von bis zu knapp 180.000 ernährungsbedingten Todesfällen al-

lein in Europa bewirken.” Damit legte die Wissenschaftlerin den eindeutigen Zusam-

menhang zwischen dem Recht auf nachhaltig produzierter Nahrung und dem Recht 

auf Gesundheit anschaulich offen.  

Politik hört hin - Das Format “Mit Abgeordneten im Gespräch” 

Eine halbe Stunde pro Politiker*in. So viel Zeit hatten die Teilnehmenden, um im 

nächsten Tagesordnungspunkt mit den Abgeordneten ins Gespräch zu kommen. Dann 

wurde rotiert, sodass jede*r mit einem Mitglied des Bundestags sprechen konnte. Ein-

geladen waren alle demokratischen Parteien, die im Bundestag vertreten sind. Dieser 

Einladung sind Vertreter*innen von CDU, Bündnis 90/ Die Grünen und Die Linke 

gefolgt. 

Am Tisch von Karl Bär (Die Grünen) war die Gesprächsrichtung gleich zu Beginn klar. 

Eine Teilnehmende identifizierte die Gemeinschaftsverpflegung als großen Hebel zur 

Herstellung von Ernährungsgerechtigkeit. Sie forderte, dass die Empfehlung des Bür-

gerrats Ernährung im Wandel, eine beitragsfreie Kita- und Schulmahlzeit einzuführen, 

endlich umzusetzen sei. Davon würden sowohl die Kinder profitieren als auch die 

Landwirtschaft, da neue stabile Absatzmärkte entstünden. Bär zeigte sich einverstan-

den und signalisierte, dass die mangelnde Umsetzung nicht an ihm liege. Den Freistaat 

Bayern, in dem Bärs Wahlkreis liegt, würde eine warme Mahlzeit in der Schule nach 

DGE-Standards für alle Schüler*innen insgesamt weniger als eine Milliarde Euro kos-

ten, rechnete er vor. Das sei bei einem Haushalt von 168 Milliarden Euro machbar und 

würde als Präventionsmaßname die Kosten im Gesundheitsbereich für die 



Behandlung ernährungsbedingter Krankheiten voraussichtlich stark senken. Der 

Bund könne diese mit Investitionen in Infrastruktur unterstützen, wie es beispiels-

weise beim Bundesprogramm zur Errichtung von Schulküchen, als Teil der deutschen 

Ernährungsstrategie, der Fall sei. In Bezug auf den Zugang zum Absatzmarkt Gemein-

schaftsverpflegung für die bäuerliche Landwirtschaft ergänzte er: ”Mit dem richtigen 

juristischen Knowhow ist das Vergaberecht kein Käfig, sondern ein Hebel für die öko-

logische, regionale Landwirtschaft!”        

An einem anderen Tisch schloss Marcel Bauer (Die Linke) an das Thema an. Auf die 

Frage eines Teilnehmers, wie Ernährungsarmut seiner Meinung nach bekämpft wer-

den solle, antwortete der Politiker mit dem Konzept der öffentlichen Kantinen. Zur 

Erfüllung des Rechts auf gesunde und nachhaltig produzierte Nahrung müsse die öf-

fentliche Hand in der Stadt wie auch auf dem Land konkrete bezahlbare Angebote für 

gesunde Ernährung machen. Neben dem beitragsfreien Schulessen, so Bauer, sollten 

deshalb Dorfmensen und Quartierskantinen das öffentliche Ernährungsangebot er-

gänzen. Auf diese Weise könne auch eine stabile Nachfrage nach regionalen und ge-

sunden Lebensmitteln aus der örtlichen Landwirtschaft garantiert werden. So könne 

parallel der Paradigmenwechsel von Landwirt*innen als Unternehmer*innen hin zu 

Gemeinwohl-Dienstleister*innen gelingen. “Öffentliches Geld für öffentliche Leis-

tungen”, betitelte Bauer diesen Ansatz. Auch hier stellte eine Teilnehmerin die Frage 

der Finanzierung. “Für solche sozialen Investitionen kann unsere Antwort als Gesell-

schaft nur die Öffnung der Schuldenbremse sein”, so Bauer. Es brauche dafür inte-

grierte, gemeinsame Lösungen der Agrar-, Sozial-, Wirtschafts- und Finanzressorts.    

Bauers Parteikollege, Dr. Fabian Fahl (Die Linke), vervollständigte an seinem Tisch 

die Liste der Maßnahmen gegen Ernährungsarmut und für die Förderung der bäuer-

lichen Landwirtschaft. “Zur Bekämpfung von Mangelernährung schlagen wir einen 

Kartoffeldeckel vor”, setzte Fahl an und löste damit fragende Blicke aus. Dahinter ver-

berge sich eine daseinsvorsorgliche Pflicht für Supermärkte, einen Warenkorb mit Le-

bensmitteln anzubieten, der eine gesunde, regionale und saisonale Ernährung ermög-

licht.  Der “Kartoffeldeckel” sei ein Preisdeckel, der so gesetzt würde, dass die Bezahl-

barkeit für alle Haushalte gewährleistet würde. “Und wie denken Sie da die Bäuer*in-

nen mit?”, fragte eine Teilnehmerin. Der Kartoffeldeckel würde flankiert von einer 

Mindestpreisgarantie für Landwirt*innen und der schärferen Anwendung des Kar-

tellrechts beim Lebensmitteleinzelhandel und Molkereien, entgegnete Fahl. Vor dem 

Hintergrund öffentlicher Leistungen befürwortete der Abgeordnete auch Honorierun-

gen für die Herstellung von Lebensmitteln sowie betriebliche Maßnahmen für den Kli-

maschutz und die Förderung der Biodiversität. 



Die gesellschaftlichen Leistungen durch Landwirt*innen sah Christoph Frauenpreiß 

(CDU) durch überbordende Bürokratie gefährdet. Sich auf die Frage beziehend, wel-

che agrarpolitischen Ansätze seine Partei verfolgt, nannte Frauenpreiß den Bürokra-

tieabbau als wichtigste Maßnahme. Landwirt*innen würden in Auflagen ertrinken 

und müssten unverhältnismäßig viel Energie in Papierkram investieren, die sie auch 

in praktische Arbeit auf dem Acker umsetzen könnten, argumentierte er. Ein anwesen-

der Landwirt stimmte ihm zu: “Das ist so. Wir verbringen wirklich enorm viele wert-

volle Stunden vor dem PC, um Formulare auszufüllen, in denen wir auch Lebensmittel 

anbauen könnten. Besonders ungerecht dabei ist, dass wir Kleinstbetriebe die glei-

chen Auflagen haben wie große, bei denen umfangreiche Prüfungen ja angemessen 

sind.” Bürokratieabbau dürfe aber nicht mit der Deregulierung in sinnvollen Berei-

chen wie dem Umweltschutz verwechselt werden, führte der Landwirt weiter aus. 

“Wir wollen eine Lichtung des bürokratischen Dschungels, aber wir wollen auch Re-

gelungen, die sicherstellen, dass unsere Böden ihre natürliche Fruchtbarkeit behalten 

und nicht durch chemischen Dünger und Pestizide verseucht werden.” Frauenpreiß 

bedankte sich für diese Ausführungen und gab dem Landwirt zu verstehen, dass er 

bereit sei, das Gespräch darüber zu vertiefen.  

Im Gespräch mit Johannes Wagner (Die Grünen) drehte sich vieles um gesunde Er-

nährung als Hebel für die Verbesserung der Gesundheit. Ein anwesender Arzt machte 

die Lücken im medizinischen Bereich deutlich: “Gesundheitsfördernde Ernährung 

als Präventionsansatz spielt in unserer Ausbildung keine Rolle. Überhaupt geht es 

nicht um die Verhinderung von beispielsweise ernährungsbedingten Erkrankungen, 

sondern um die Behandlung von Symptomen.” Wagner stimmte dem zu. Das Problem 

werde immer deutlicher und gleichzeitig zeigen mehr und mehr Studien wie viel Geld 

der Staat einsparen könnte, indem er beispielsweise Diabetes durch gesundheits- und 

ernährungspolitische Maßnahmen wie eine Einführung der Zuckersteuer oder ein 

Werbeverbot für ungesunde Lebensmittel eindämmen würde. Sein Vorredner stimmte 

ihm zu: “Das sehe ich auch so. Aber gleichzeitig können wir nicht alle Probleme über 

Verhaltenssteuerung lösen. Die Menschen müssen sich die gesunden Lebensmittel 

auch leisten können! Wie oft kriege ich die Rückmeldung von meinen Patient*innen, 

dass die von mir verschriebenen ernährungstherapeutischen Maßnahmen geldtech-

nisch nicht drin sind”.  Auch dem pflichtete Wagner bei und beschrieb die Regelsätze 

in der Grundsicherung für zu gering, als dass eine gesundheitsfördernde Ernährung 

damit möglich wäre. 

“Die Regelsätze wurden seit Jahren nicht mehr an die Inflation und die steigenden 

Lebenshaltungskosten angepasst. Gesunde Ernährung ist für mich gar nicht finanzier-

bar!”, berichtete eine Teilnehmerin thematisch passend Elisabeth Winkelmeier-Becker 



(CDU). Diese stimmte zu, dass die Regelsätze sehr niedrig seien und in kürzeren Ab-

ständen an steigende Preise angepasst werden sollten. Im Zusammenhang mit gesun-

der Ernährung sprach sie sich auch für eine beitragsfreie Kita- und Schulverpflegung 

aus. Aus landwirtschaftlicher Perspektive ergänzte ein Teilnehmer: “Grund und Boden 

wird immer teurer, Zugang zu Rechtsberatung ist teuer und ganz nebenbei müssen 

wir Landwirt*innen unsere Wirtschaftsweise noch an den Klimawandel anpassen. Wie 

sollen wir das alles ohne politische Rückenstärkung bewältigen?” Sie erkenne diese 

Probleme, sagte Winkelmeier-Becker. Aus ihrer Sicht setze die Gemeinsame Agrarpo-

litik der EU falsche Anreize. Die Größe eines Betriebs dürfe nicht das ausschlagge-

bende Kriterium für die Fördersumme sein. Stattdessen plädierte auch sie für die Ho-

norierung von Gemeinwohldienstleistungen wie den Umwelt- und Klimaschutz. In 

diesem Zusammenhang sprach sie sich auch für die Vorteile des Konzepts der solida-

rischen Landwirtschaft aus. Dieses erfülle einen wichtigen Bildungsauftrag und solle 

skaliert werden.  

 

Abbildung 6: Die drei Abgeordneten Karl Bär (Grüne), Dr. Fabian Fahl (Linke) und Marcel Bauer (Linke) 

(v.l.n.r.) - mit Moderatorin Tanja Busse - fassen am Ende nochmal zusammen, was sie aus den Gesprä-

chen mitnehmen. 

 



Recht auf angemessene Nahrung umsetzen! - Weg zur Ernährungsgerechtigkeit 

Das Gespräch zwischen Zivilgesellschaft und Politiker*innen offenbarte, dass es in vie-

len Themen gemeinsame Schnittstellen gibt - beispielsweise was die Notwendigkeit 

der Honorierung von bäuerlichen Gemeinwohldienstleistungen betrifft oder die zu 

niedrige Höhe der Regelsätze in der Grundsicherung, wie auch die Vorteile einer bei-

tragsfreien Kita- und Schulverpflegung. Erwähnenswert war auch das ganzheitliche 

Denken aller Beteiligten. Die abschließende Podiumsdiskussion führte zentrale Er-

gebnisse des Tages zusammen und eröffnete gleichzeitig frische Sichtweisen. Das 

ebenfalls als Podiumsgast eingeplante Bundesministerium für Landwirtschaft, Ernäh-

rung und Heimat sah sich nicht in der Lage teilzunehmen.  

 

Abbildung 7: ”Was Beteiligung in der Agrar- und Ernährungspolitik angeht, sollte Deutschland von 

Brasilien lernen", Paula Gioia am Mikro (AbL & La Via Campesina) mit (v.l.) Christine Chemnitz (Agora 

Agrar), Michael Windfuhr (DIMR), Renate Antonie Krause (nak) bei der Podiumsdiskussion. 

Die erste Podiumssprecherin, Christine Chemnitz, Co-Direktorin des Thinktanks 

Agora Agrar, unterstrich die Bedeutung fairer Ernährungsumgebungen für eine ge-

sunde und nachhaltige Ernährung. Sie betonte, dass eine ambitionierte Ernährungs-

politik notwendig sei, um sowohl die Gesundheit der Bevölkerung zu fördern als auch 

um Ernährungsarmut wirksam zu bekämpfen. Gleichzeitig sei ein größerer Beitrag der 

Landwirtschaft zum Klima- und Biodiversitätsschutz eng mit veränderten 



Ernährungsgewohnheiten verknüpft, denn eine stärker pflanzenbasierte Ernährung 

sei deutlich klima- und flächeneffizienter. Zudem hob Chemnitz hervor, dass es wich-

tig sei, vorhandene agrarpolitische Mittel gezielter einzusetzen als heute, um Land-

wirt*innen fair für ihre Leistungen im Klima-, Biodiversitätsschutz und im Bereich 

Tierwohl zu entlohnen. Dafür müsse die Gemeinsame Agrarpolitik der EU entspre-

chend weiterentwickelt werden. 

Diesen Rundumschlag nahm Renate Krause dankend auf. Sie betonte nochmals, wie 

wichtig es bei allen Maßnahmen sei, die besonders betroffenen Gruppen in die Ent-

scheidungen einzubeziehen. Deshalb seien Tage wie diese, bei dem Menschen zu-

sammenkommen, die von Fehlern im gleichen System auf unterschiedliche und doch 

zusammenhängende Art und Weise betroffen sind, auch so wichtig. Und auch dass die 

Politik sich diese miteinander verbundenen Stimmen anhörte, lobte sie. So könne man 

zu Lösungen kommen, die nicht nur einer Gruppe nützen, sondern das Problem in 

Gänze angehen. “Dann wird man uns auch nicht mehr gegeneinander ausspielen 

können”, führte Krause ihre Gedanken weiter. “Nur wenn wir miteinander reden, 

können wir lernen, uns gegenseitig zu verstehen und solidarisch füreinander einzu-

setzen”.  

Auf die Art und Weise, wie wir in der Gesellschaft einander begegnen, kam auch Mi-

chael Windfuhr zu sprechen. Politische Entscheidungen würden von gesamtgesell-

schaftlichen Diskursen geprägt und umgekehrt, sagte er. Windfuhr betonte nochmals, 

dass Menschenrechte universell gelten und das Recht auf angemessene Nahrung so-

mit angeboren ist. Wir bräuchten Narrative der Empathie und Fürsorge, so Windfuhr. 

“Dass wir heute alle zusammengekommen sind und uns mit offenen Ohren begegnen, 

ist ein wichtiger Baustein für einen Diskurs, bei dem die Menschenrechte als unser 

gesellschaftlicher und politischer Leitfaden anerkannt werden”, schloss Windfuhr sei-

nen Kommentar. 

“Wir alle haben das Recht auf soziale Teilhabe”, knüpfte Paula Gioia, Imkerin* und 

Bäuerin* sowie Mitglied der Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft und 

von La Via Campesina, an Windfuhrs menschenrechtliche Perspektive an. “Und die-

ses Recht kann nur vollumfänglich umgesetzt werden, wenn wir auch an politischen 

Entscheidungen teilhaben”. Die Tagung sei ein Vorbild dafür. Auch der Ernährungsrat 

des deutschen Bundestages verdiene Anerkennung. Gioia zufolge müssten die her-

ausgearbeiteten Empfehlungen nun in konkrete Gesetzesentwürfe gegossen werden. 

Doch Gioia geht dieser Grad der Partizipation nicht weit genug. “Der nationale Er-

nährungsrat in Brasilien setzt sich aus verschiedensten Betroffenengruppen zusam-

men und fungiert auf lokaler, regionaler und Bundesebene. Am Ende formuliert der 



Rat Empfehlungen, die direkt auf dem Schreibtisch des Präsidenten landen”. Ein be-

rühmtes Beispiel für die Umsetzung einer solchen Empfehlung sei die universelle und 

beitragsfreie Schulverpflegung mit Lebensmitteln, die zu mindestens 45 Prozent aus 

bäuerlicher Hand kommen. Im Abschlussstatement appellierte Gioia an die Teilneh-

menden: ”Was die soziale Beteiligung in der Agrar- und Ernährungspolitik angeht, 

zeigt Brasilien Deutschland den Weg auf. Wir sollten von der Bundesregierung nichts 

Geringeres als den Aufbau vergleichbarer Strukturen fordern. Den Bundesernäh-

rungsrat sehe ich als vielversprechenden Anfang”. 

 

Abbildung 8: "Wir waren heute ein Leuchtturm für politische Teilhabe. Wir haben gezeigt, dass wir 

Bürger*innen uns einbringen wollen. Für unsere Belange und die unserer Mitmenschen", Jan Dreier 

(FIAN Deutschland) im Schlusswort der Veranstaltung. 

“Das Recht auf gesundheitsfördernde und nachhaltig produzierte Nahrung wird in 

Deutschland nicht ausreichend umgesetzt”, stellte Jan Dreier in seinem Schlusswort 

nach der Podiumsdiskussion fest. Ernährungsarmut sei hierzulande für Millionen 

Menschen eine Realität und die Agrarpolitik sei nicht auf eine nachhaltige, bäuerliche 

Landwirtschaft ausgelegt. “Aber”, so Dreier weiter, “wir waren heute ein Leuchtturm 

für politische Partizipation. Mit der Energie bei den Gesprächen haben wir gezeigt, 

dass Menschen sich in Politik einbringen wollen. Dass sie Expert*innen in eigener 



Sache sind. Und, dass sie bereit sind, sich nicht nur für ihre eigenen Belange einzuset-

zen, sondern auch für die ihrer Mitmenschen.” Es brauche daher mehr solcher Räume 

des Austauschs zwischen Zivilgesellschaft und Politiker*innen. “Wenn wir alle zusam-

menarbeiten, können wir zu einem Diskurs des gesellschaftlichen Zusammenhalts 

und der Menschenrechte gelangen. Dann werden wir auch zu ganzheitlichen politi-

schen Lösungen kommen können”, schloss Dreier den Tag. 

 


